Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2846 


Sachgebiet 9 


Vorblatt 


Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 

hier: Randziffer 229 betr. Verbesserung 
der Unfallrettung 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für Verkehr und 
für das Post- und Fernmeldewesen) 


A. Problem 

Die Zahl der Verkehrsopfer ließe sich erheblich vermindern, 
wenn Organisation, Ausbildung des Personals und die mate- 
riellen Voraussetzungen der Unfallrettung verbessert würden. 


B. Lösung 

Der Ausschuß schlägt insbesondere vor: 

— Nach einem einheitlichen Musterentwurf sollten Länder- 
gesetze über das Rettungswesen erlassen werden. 

— Es sollte einheitlich die Notrufnummer 110 und der münz- 
freie Notruf an öffentlichen Fernsprechzellen eingerichtet 
werden. 

— Bundesfernstraßen und Landstraßen — besonders vordring- 
lich in dünnbesiedelten Gebieten — sollten mit Notrufmel- 
dern ausgestattet werden. 

— Für Rettungssanitäter sollte ein Berufsbild geschaffen wer- 
den. 

Einmütigkeit im Ausschuß 


C. Alternativen 

entfallen 


D. Kosten 

Die Kosten können im einzelnen nicht beziffert werden. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 
(13. Ausschuß) 

über den Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
— aus Drucksache VI/1350 — 

hier: Randziffer 229 betr. Verbesserung der Unfallrettung 


A. Bericht des Abgeordneten Seefeld 


Der Verkehrsbericht 1970 der Bundesregierung 
— Drucksache VI/1350 — wurde in der 81. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 
dem Ausschuß für Verkehr und für das Post- und 
Fernmeldewesen federführend und dem Haushalts- 
ausschuß zur Mitberatung überwiesen. Der Ver- 
kehrsauschuß hat die Vorlage, soweit sie den Ret- 
tungsdienst betrifft (vgl. Randziffer 229), in seinen 
Sitzungen am 21. Juni, 22. September und 11. No- 
vember 1971 behandelt. 

In der Öffentlichen Sitzung am 21. Juni 1971 hörte 
der Ausschuß die auf dem Gebiet der Notfallrettung 
tätigen privaten Hilfsorganisationen, Verbände des 
Verkehrs, Vertreter der Medizin sowie Beauftragte 
der Länder, um sich einen unmittelbaren Eindruck 
über die Problematik zu verschaffen. Nach all- 
gemeiner Ansicht könnten von den rund 20 000 Ver- 
kehrstoten jährlich etwa 2500 Personen gerettet 
werden, wenn im Bundesgebiet ein funktionsgerech- 
tes Rettungssystem vorhanden wäre. Ein solches 
System ist jedoch nicht nur für Verkehrsopfer von 
lebensrettender Bedeutung, sondern darüber hinaus 
auch für diejenigen Personen, die durch plötzliche 
Erkrankungen und sonstige Unglücksfälle außer- 
halb des Straßenverkehrs in akute Lebensgefahr 
geraten (Notfallpatienten). Wenn es dennoch bis- 
her nicht gelungen ist, einen ausreichenden Ret- 
tungsdienst im gesamten Bundesgebiet zu organisie- 
ren, obwohl bei allen Beteiligten der gute Wille 
vorhanden ist und auch bei allen Fachleuten Ein- 


mütigkeit über die notwendigen Maßnahmen be- 
steht, so ist das in erster Linie auf die Schwierig- 
keit zurückzuführen, eine Vielzahl von öffentlichen 
und privaten Stellen zu einer sinnvollen Koopera- 
tion zusammenzuführen. Nach dem Ergebnis der 
öffentlichen Anhörung kommt es bei der künftigen 
Organisation des Rettungsdienstes auf folgende 
Punkte besonders an: 

— Die Ausbildung weiterer Kreise der Bevölkerung 
in den Grundsätzen der Ersten Hilfe muß nach- 
drücklich fortgeführt werden; dabei sollte bei 
den Jugendlichen begonnen und die Erste Hilfe 
als Pflichtfach in allen Schulen eingeführt wer- 
den. Für Ärzte ist ein einheitlicher, genormter 
Notfallkoffer zu entwickeln und die Anschaffung 
mit öffentlichen Mitteln zu fördern. 

— Das Meldesystem muß verbessert werden, in- 
dem die Deutsche Bundespost einen einheitlichen 
und kostenlosen Notruf unter der Nummer 110 
einrichtet und indem im Bundesfernstraßennetz 
sowie an Landstraßen in abgelegenen Gebieten 
Notrufmelder installiert werden. 

— Nach Maßgabe von noch zu erlassenden Länder- 
gesetzen sind Notrufzentralen (Einsatzleitstellen) 
mit einer 24-Stunden-Besetzung, genormten Ret- 
tungswagen und Krankenbettennachweis einzu- 
richten, wobei auf eine funktionelle Integration 
von Rettungsdienst und Krankenhäusern beson- 
derer Wert zu legen ist. 
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— Es muß ein Berufsbild für Rettungssanitäter ge- 
schaffen werden, die obligatorisch in jedem 
Krankenkraftwagen als Beifahrer einzusetzen 
sind, damit lebensrettende und lebenserhaltende 
Maßnahmen am Unfallort und während des 
Transports zum Krankenhaus durchgeführt wer- 
den können. 

— In den Krankenhäusern müssen nach einheit- 
lichen Richtlinien Aufnahmestationen für Not- 
fallpatienten geschaffen werden. 

— Das gesamte Rettufigssystem muß durch kosten- 
deckende Tarife auf eine gesunde finanzielle 
Basis gestellt werden. 

Unabdingbar erscheinen dennoch Zuschüsse der 
öffentlichen Hand, einmal um das Rettungs- 
wesen zunächst auf einen modernen Stand zu 
bringen, zum anderen, weil auch zukünftige 
Tarife die Vorhaltekosten nur zu einem Teil 
decken können. Die Kosten hierfür werden auf 
300 bis 360 Millionen DM geschätzt. 

— Der Rettungshubschrauber wird als wertvolles 
Mittel eingeschätzt, um den straßengebundenen 
Rettungsdienst zu ergänzen. Weitere Modell- 
versuche sollten allmählich zu einem kombinier- 
ten Rettungssystem führen. 

Der Verkehrsausschuß vertritt die Auffassung, 
daß der Ausbau eines funktionsgerechten Rettungs- 
dienstes als öffentliche Aufgabe angesehen und mit 
besonderem Nachdruck vorangetrieben werden muß. 


Die für die Investitionen erforderlichen beträcht- 
lichen Mittel müssen entsprechend der Kompetenz- 
verteilung zwischen Bund und Ländern in den öffent- 
lichen Haushalten schrittweise eingesetzt werden. 
Der Ausschuß hat in den anliegenden Entschlie- 
ßungsentwurf die als berechtigt anerkannten Vor- 
schläge der Verbände und sonstigen Stellen auf- 
nommen, wobei hervorzuheben ist, daß hierüber 
zwischen allen beteiligten Stellen Einmütigkeit be- 
steht. Es wird Aufgabe des Bundesverkehrsministe- 
riums sein, in Abstimmung mit den Ländern einen 
genauen Stufenplan über den Ausbau des Rettungs- 
wesens zu entwickeln, der Angaben über die zeit- 
liche Reihenfolge der einzelnen Schritte und über 
die Finanzierung enthält. Der Ausschuß erwartet 
hierüber einen Bericht der Bundesregierung zum 
1. Oktober 1972. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat der vor- 
geschlagenen Entschließung zugestimmt. Auch die 
Empfehlungen des gutachtlich eingeschalteten Aus- 
schusses für Jugend, Familie und Gesundheit sind 
voll berücksichtigt worden. 

Dem zuletzt genannten Ausschuß hat der Ver- 
kehrsausschuß im Wege der gutachtlichen Stellung- 
nahme empfohlen, bei den Beratungen zum Kran- 
kenhausfinanzierungsgesetz — Drucksache VI/ 1874 — 
sicherzustellen, daß bei der finanziellen Förderung 
des Neubaus und des Ausbaus von leistungsfähigen 
Krankenhäusern die Notwendigkeit einer technisch 
gut vorbereiteten und durchgeführten Zusammen- 
arbeit mit den Rettungsdiensten gesehen wird. 


Bonn, den 12. November 1971 


Seefeld 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. Kapitel XII Ziff. 229 — Verbesserung des Unfall- 
rettungsdienstes — des Dritten Abschnitts des 
Verkehrsberichts 1970 der Bundesregierung — 
aus Drucksache VI/1350 — zur Kenntnis zu 
nehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

a) nachdrücklich auf den Erlaß von Länder- 
gesetzen zur Ordnung des Rettungswesens 
nach einem einheitlichen Musterentwurf hin- 
zuwirken, die folgende Regelungen zum In- 
halt haben: 

— Schaffung der haushaltsrechtlichen Vor- 
aussetzungen (sachlich und personell) für 
das Rettungswesen, 

— Regelung der Organisation und des funk- 
tionalen Zusammenwirkens der Träger 
des Rettungswesens, 

— Einrichtung von Notrufzentralen (Leit- 
stellen) mit 24-Stunden-Besetzung, Ret- 
tungswachen und zentralen Kranken- 
bettennachweis sowie 

— Verpflichtung zum Bereithalten von ge- 
normten Rettungsfahrzeugen, 

b) im Einvernehmen mit den Bundesländern 
Standardleitlinien über die technische Aus- 
rüstung des Rettungswesens zu entwickeln, 
wobei ein angemessenes Verhältnis zwischen 
Mindestausrüstung und Verkehrsdichte vor- 
zusehen ist, 

c) eindringlich auf die Länder einzuwirken, da- 
mit diese entsprechend ihrer Zuständigkeit 
nach dem Grundgesetz die Einrichtung von 
Notrufanschlüssen 110 in allen Fernsprech- 
ortsnetzen und die Einführung des münzfreien 


Notrufs an öffentlichen Münzfernsprechern 
der Deutschen Bundespost beantragen, 

d) darauf hinzuwirken, daß nicht nur die Bundes- 
autobahnen, sondern auch Bundesstraßen 
sowie Landstraßen in dünn besiedelten Ge- 
bieten in angemessenen Abständen mit Not- 
rufmeldern (Draht oder Funk) ausgerüstet 
werden, 

e) darauf hinzuwirken, daß eine verbesserte 
Zusammenarbeit von Krankenhäusern und 
Rettungsdiensten gewährleistet wird, 

f) dafür zu sorgen, daß im Rahmen der ärzt- 
lichen Aus- und Fortbildung der Notfall- 
medizin erhöhte Aufmerksamkeit gewidmet 
wird, 

g) ein Berufsbild für Rettungssanitäter alsbald 
zu schaffen und darauf hinzuwirken, daß in 
den Bundesländern für die Ausbildung der 
Rettungssanitäter die notwendigen Maß- 
nahmen getroffen werden, 

h) auf eine Einbeziehung der Sanitätseinheiten 
der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes 
in das allgemeine Rettungswesen hinzuwir- 
ken, 

i) den beabsichtigten Gesetzentwurf über die 
Beförderung von Personen mit Krankenkraft- 
wagen alsbald vorzulegen, 

k) Modellversuche mit Rettungshubschraubern 
mit dem Ziel fortzuführen, schrittweise ein 
das straßengebundene Rettungswesen ergän- 
zendes System mit Rettungshubschraubern 
einzurichten; dabei sollte geprüft werden, in 
welcher Weise Hubschrauber des Kata- 
strophenschutzes verwendet werden können, 

l) dem Deutschen Bundestag über die auf Grund 
dieser Entschließung getroffenen Maßnahmen 
bis zum 1. Oktober 1972 einen Bericht vor- 
zulegen. 


Bonn, den 11. November 1971 


Der Ausschuß für Verkehr 
und für das Post- und Fernmeldewesen 


Dr. Apel 

Vorsitzender 


Seefeld 

Berichterstatter 



